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§ 9
. Aufarbeitung und Verwertung

(1) Der VEB Hydrierwerk Zeitz ist für die Aufarbeitung von
Altölen sowie für die Verwertung der Raffinate verantwort
lich. Die Aufarbeitung von Altölen erfolgt grundsätzlich in 
diesem Betrieb. 4 '

(2) Die Regenerierung von Altölen durch andere Betriebe 
bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch den 
VEB Hydrierwerk Zeitz. Anträge sind an die Direktion For
schung des VEB Hydrierwerk Zeitz3 zu richten.

(3) Die Zustimmung wird zeitlich begrenzt erteilt. Bisher 
erteilte Zustimmungen verlieren zum 30. April 1978 ihre Gül
tigkeit.

(4) Nicht zustimmungspflichtig sind Maßnahmen der mecha
nischen Reinigung zum Zwecke der ölpflege, die zu einer er
höhten Brauchbarkeitsdauer des Frischöles, bezogen auf den 
ursprünglichen Verwendungszweck des Frischöles, führen.

Vergütung und Prämiierung

§ 10
(1) Bei Ablieferung von Altölen werden Vergütungen ent

sprechend den Rechtsvorschriften gezahlt.
(2) Bei Ablieferung nicht qualitätsgerechter Altöle entschei

det die Annahmestelle, ob eine Abnahme gegen Erstattung der 
für die Aufbereitung notwendigen Aufwendungen erfolgen 
kann oder verweigert wird. Der Bescheid über die Abnahme
verweigerung verpflichtet Zur Einholung eines Nachweises ge
mäß § 6 Abs. 2, um die schadlose Beseitigung zu beantragen.

§ 11* ■
(1) Den in den ablieferungspflichtigen Betrieben mit der 

Sammlung von Altölen beauftragten Kollektiven oder Werk
tätigen ist eine Sammelprämie bis zur Höhe von 20% der 
nach den Rechtsvorschriften zu zahlenden Vergütung aus die
sem Verkaufserlös zu gewähren, wenn eine qualitätsgerechte 
Sammlung/Ablieferung der Altöle erfolgte.

(2) Die Prämienhöhe ist durch die Leiter der ablieferungs
pflichtigen Betriebe in Abstimmung mit der zuständigen Ge
werkschaftsleitung differenziert entsprechend den betrieblichen 
Bedingungen und unter Berücksichtigung der Leistungen der 
Werktätigen objektgebunden festzulegen. Die Leiter der zen
tralen Staatsorgane sind verpflichtet, in Abstimmung mit dem 
zuständigen Zentralvorstand/Vorstand der Industriegewerk- 
schaft/Gewerkschaft und dem Minister für Chemische Indu
strie für ihren Bereich Grundsätze zur leistungsgerechten Prä
miierung zu erlassen.

(3) Der Betrag gemäß Abs. 1 ist lohnsteuerfrei und unterliegt 
nicht der Beitragspflicht zur Sozialversicherung. Er gehört 
nicht zum Durchschnittslohn.

§ 12
< Wirtschaftssanktionen

(1) Der Minister für Chemische Industrie sowie der Minister 
für Materialwirtschaft können beim Vorsitzenden des Staat
lichen Vertragsgerichtes die Einleitung eines Wirtschaftssank
tionsverfahrens beantragen, wenn ablieferungspflichtige Be
triebe ihre Pflicht zur Altölablieferung verletzen und eine ord
nungsgemäße Errechnung des Altölanfalls auf der Grundlage 
der Rechtsvorschriften über die Arbeit mit Normen und Kenn
ziffern nicht nachweisen können. Die Leiter der Erfassungs
betriebe und der Generaldirektor des VEB Petrol chemisches 
Kombinat Schwedt können aus den gleichen Gründen die 
Einleitung eines Wirtschaftssanktiorisverfahrens anregen.

(2) Für die Wirtschaftssanktion gelten die Vorschriften des 
Vertragsgesetzes vom 25. Februar 1965 (GBl. I Nr. 7 S. 107) 
über die materielle Verantwortlichkeit mit Ausnahme der 
Vorschriften über die materielle Verantwortlichkeit für Dritte.

(3) Die Wirtschaftssanktion ist zugunsten des Staatshaus
haltes zu zahlen. Sie kann bis zur Höhe von 10 000 M je t Alt
öl verhängt werden.

(4) Die Wirtschaftssanktion kann nach Ablauf des Jahres, 
das auf die Pflichtverletzung gemäß Abs. 1 folgt, nicht mehr 
durchgesetzt werden.

(5) Für die Entscheidung über die Zahlung der Wirtschafts
sanktion ist das Staatliche Vertragsgericht zuständig.

(6) Die Leiter der Staatsorgane und wirtschaftsleitenden 
Organe sowie die Direktoren der Betriebe und Kombinate 
haben im Falle der Verhängung einer Wirtschaftssanktion die 
disziplinarische und materielle Verantwortlichkeit der Leiter 
und leitenden Mitarbeiter zu prüfen und die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen oder zu veranlassen.

§ 13
Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen 
des § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 oder 4 bzw. § 7 verstößt,- kann mit 
Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 M bis 300 M belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus Vorteils
streben oder ähnlichen, die gesellschaftlichen Interessen miß
achtenden Beweggründen oder wiederholt innerhalb von 
2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet worden, 
oder ist ein größerer Schaden verursacht worden oder hätte 
er verursacht werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis 
zu 1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Minister für Chemische Industrie.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
von 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

Schlußbestimmungen

§ 14
(1) Die beim Erfassen, Sammeln, Abliefern und Aufarbeiten 

von Altölen zu beachtenden Einzelheiten werden in Allgemei
nen Lieferbedingungen für Altöle geregelt, die als Sonder
druck des Gesetzblattes der DDR veröffentlicht werden.

(2) Die Rechte und Pflichten des VEB Minol als Erfassungs
betrieb gegenüber dem VEB Hydrierwerk Zeitz als Aufarbei
tungsbetrieb werden zwischen dem Minister für Chemische 
Industrie und dem Minister für Materialwirtschaft gesondert 
geregelt. ~

(3) Zur Sicherung gesamtstaatlicher Belange ist der Minister 
für Chemische Industrie berechtigt, Sonderregelungen fest
zulegen.

§15
(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 

Kraft. Sie ist im Jahre 1977 für die Ausarbeitung des Volks
wirtschaftsplanes 1978 anzuwenden.

(2) Die Anordnung vom 14. Juni 1973 zum Erfassen, Sam
meln, Abliefern, Aufarbeiten und Verwerten. von Altölen 
- Altölanordnung - (GBl. I Nr. 31 S.297; Ber. Nr. 47 S. 492) 
tritt am 31. Dezember 1977 außer Kraft.

Berlin, den 21. Juni 1977

Der Minister 
für Chemische Industrie
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